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Sozialplan mit Qualifizierungsgesellschaft
Zwischen der ... AG, vertreten durch den Vorstand, und dem Betriebsrat des Betriebs ... der ... AG wird nachstehender Sozialplan zur Milderung der Folgen der Teilbetriebsschließung vom ... abgeschlossen.
Präambel
Die ... AG und der Betriebsrat des Betriebs ... der ... AG verfolgen mit diesem Sozialplan das Ziel, die Folgen der Teilbetriebsschließung vom ... für die Beschäftigten zu mildern. Die von der Teilbetriebsschließung betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sollen in andere Bereiche des Unternehmens versetzt oder von der bereits bestehenden ... GmbH, nachfolgend Qualifizierungsgesellschaft genannt, eingestellt werden. Ziel der Qualifizierungsgesellschaft ist es, die Beschäftigten zu qualifizieren und in andere Unternehmen zu vermitteln, um so Arbeitslosigkeit zu vermeiden.
§ 1 Geltungsbereich
Der Sozialplan gilt für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die in den Zuständigkeitsbereich des Betriebsrats fallen und von der vereinbarten Teilbetriebsschließung betroffen sind.
§ 2 Versetzung
Die in dem von der Schließung betroffenen Teilbetrieb beschäftigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sollen vorrangig in andere Bereiche des Unternehmens versetzt werden.
Sofern der neue Arbeitsplatz weiter als 20 Kilometer von ihrer Wohnung entfernt liegt als der alte Arbeitsplatz, zahlt die ... AG diesen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern eine einmalige Fahrkostenpauschale in Höhe von 750 EUR.
Der neue Arbeitsplatz muss zumutbar sein. Die Zumutbarkeit bemisst sich nach funktionellen, materiellen, zeitlichen und sozialen Kriterien.
(1)	Funktionelle Zumutbarkeit
	Funktionelle Zumutbarkeit liegt vor, wenn die Anforderungen des neuen Arbeitsplatzes der Qualifikation der Mitarbeiterin/des Mitarbeiters entsprechen oder wenn die erforderliche Qualifikation durch eine zumutbare Qualifizierungsmaßnahme erworben werden kann.
(2)	Materielle Zumutbarkeit
	Materielle Zumutbarkeit liegt vor, wenn das Bruttoentgelt am neuen Arbeitsplatz sich um maximal 100 EUR/Monat verringert.
(3)	Zeitliche Zumutbarkeit
	Zeitliche Zumutbarkeit liegt vor, wenn Dauer und Lage der Arbeitszeit des neuen Arbeits-platzes der des bisherigen Arbeitsplatzes entsprechen.
(4 )	Soziale Zumutbarkeit
	Soziale Zumutbarkeit liegt vor, wenn die Annahme des neuen Arbeitsplatzes für die betroffene Mitarbeiterin/den betroffenen Mitarbeiter keine soziale Härte darstellt (z. B. gesundheitliche Beeinträchtigung, Versorgung pflegebedürftiger Familienangehöriger).

§ 3 Aufhebungsvertrag und Einstellung durch die Qualifizierungsgesellschaft
Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die nicht auf andere Arbeitsplätze innerhalb des Unternehmens versetzt werden können, bietet die ... AG einen Aufhebungsvertrag an. Sie werden nach Abschluss des Aufhebungsvertrags von der Qualifizierungsgesellschaft eingestellt.
Beschäftigte, die den Abschluss eines Aufhebungsvertrags und den Übergang zur Qualifizierungsgesellschaft ablehnen, haben – im Fall der betriebsbedingten Kündigung – keinen An-spruch auf eine Abfindung aus dieser Vereinbarung. Ein Wahlrecht zwischen Abfindung und Beschäftigung in der Qualifizierungsgesellschaft besteht nicht.

§ 4 Aufgaben der Qualifizierungsgesellschaft
Die Qualifizierungsgesellschaft hat folgende Aufgaben:
•	Sie sichert die weitere Beschäftigung der bei der ... AG durch Aufhebungsvertrag ausgeschiedenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und verfolgt das Ziel, diese in andere Unternehmen zu vermitteln.
•	Sie sichert die Qualifizierung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter während ihres Verbleibs in der Qualifizierungsgesellschaft durch
•	Aus- und Weiterbildung,
•	Anpassungsqualifizierung,
•	individuelle Berufsberatung,
•	Beratung in Bezug auf eine berufliche Neuorientierung,
•	und/oder Existenzgründung,
•	Outplacementberatung und Bewerbungstraining.
Bei der Verfolgung dieser Ziele nutzt die Qualifizierungsgesellschaft die Hilfe der Agentur für Arbeit sowohl hinsichtlich der Finanzierung als auch hinsichtlich einer Weitervermittlung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in andere Unternehmen. Darüber hinaus stellt die ... AG finanzielle Mittel in Höhe von ... EUR zur Verfügung.
Mit der Durchführung von Qualifizierungsmaßnahmen werden – sofern erforderlich – externe Schulungsträger beauftragt.

§ 5 Finanzierung
Die in der Qualifizierungsgesellschaft beschäftigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erhalten gemäß § 216b SGB III Transferkurzarbeitergeld.
Darüber hinaus erfolgt vonseiten des Arbeitgebers eine Aufstockung der Bruttobezüge auf 80 % des alten Nettoeinkommens.

§ 6 Beschäftigungszeitraum
Der Beschäftigungszeitraum in der Qualifizierungsgesellschaft beträgt maximal 24 Monate.

§ 7 Vermittlung in andere Unternehmen
Mithilfe der Agentur für Arbeit sollen bis zum ... alle Beschäftigten der Qualifizierungsgesellschaft in andere Unternehmen vermittelt werden.

Dabei ist auch angedacht, dass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ein Praktikum in einem anderen Unternehmen absolvieren, um zukünftigen Arbeitgebern die Möglichkeit zu geben, sie kennenzulernen.
Darüber hinaus kann die Qualifizierungsgesellschaft Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an eine andere Firma auf Zeit überlassen (Arbeitnehmerüberlassung). Dabei muss der Entleiher sich jedoch verpflichten, die Beschäftigten bei Eignung in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis zu übernehmen.

§ 8 Abfindung
Die von der ... AG durch Aufhebungsvertrag ausgeschiedenen und von der Qualifizierungsgesellschaft eingestellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erhalten nach erfolgreichem Abschluss der Qualifizierung und dem Ausscheiden aus der Qualifizierungsgesellschaft eine Abfindung, sofern sie keinen anderen Arbeitsplatz finden konnten. Existenzgründer haben ebenfalls Anspruch auf die Abfindung.
Die Abfindung berechnet sich wie folgt:
Grundbetrag der Abfindung ist ein Bruttomonatslohn (-gehalt); hinzukommen nachstehend genannte Zuschläge für die Dauer der Betriebszugehörigkeit, das Lebensalter und Unterhaltspflichten.
(1)	Betriebszugehörigkeit
	Pro Jahr Betriebszugehörigkeit bei der ... AG wird eine Abfindung in Höhe von 250 EUR gezahlt. Sechs Monate und mehr gelten als volles Jahr der Betriebszugehörigkeit.
(2)	Altersabhängiger Zuschlag
	Für jedes vollendete Lebensjahr ab dem 35. Lebensjahr wird ein Betrag von 150 EUR gezahlt.
(3)	Zuschlag für Unterhaltspflichten
	Für jede unterhaltspflichtige Person wird ein Betrag von 250 EUR gezahlt.
(4)	Härtefälle
	Vorstand und Betriebsrat behalten sich vor, in Härtefällen zugunsten der Beschäftigten abweichende Regelungen zu treffen.

§ 9 Laufzeit
Der Sozialplan tritt am ... in Kraft. Er gilt für die Abwicklung der Teilbetriebsstilllegung vom ... und endet nach Abschluss der Maßnahme.

_____________
Ort, Datum



____________________						____________________
(Geschäftsleitung)							(Betriebsratsvorsitzende/r)
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